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Kapitel 1 
 

Einführung 

A. Untersuchungsgegenstand und Erkenntnisinteresse 

Der Betrieb ist ein Zentralbegriff des deutschen und des europäischen Arbeits-
rechts. Eine Vielzahl unionsrechtlicher Sekundärrechtsakte knüpft an die Ein-
heit des Betriebs an. Die jeweilige Ausformung des Betriebsbegriffs durch die 
Rechtsprechung des EuGH bindet die Beteiligten des Arbeitslebens sowie die 
Rechtspraxis. 

Eine gelungene Harmonisierung erfordert Rechtssicherheit hinsichtlich der 
verwendeten Grundbegriffe. Es muss für die Betroffenen feststellbar sein, ob 
die Voraussetzungen für die teilweise überaus weitreichenden Rechtsfolgen ei-
ner Norm vorliegen oder nicht. Aus diesem Erfordernis erwächst der vorlie-
gende Untersuchungsgegenstand. 

Sowohl im Massenentlassungsrecht als auch im Betriebsübergangsrecht ist 
der Betrieb ein zentrales Tatbestandsmerkmal. Beide Rechtsbereiche werden 
maßgeblich durch europäische Richtlinien reguliert, die den Begriff des Be-
triebs jedoch jeweils nicht definieren. Die Rechtsprechung des EuGH zum Be-
triebsbegriff ist nicht selten einzelfallbezogen und dadurch schwerlich prognos-
tizierbar. Hinzu kommt, dass die Auslegungen des EuGH auf Betriebsbegriffe 
des nationalen Rechts treffen, die ihrerseits das Resultat vielschichtiger Ent-
wicklungen aus verschiedenen mitgliedstaatlichen Systemen sind. 

Anlässlich aktueller Fragen im Umgang mit dem Betriebsbegriff befasst sich 
die vorliegende Untersuchung mit der Frage, was in den Rechtsbereichen des 
Massenentlassungsrechts und des Betriebsübergangs nach geltender Rechtslage 
unter einem Betrieb zu verstehen ist. Teleologisch begründete Definitionen sind 
bereits deshalb notwendig, da nicht wenige Sprachfassungen in der Massenent-
lassungsrichtlinie ein anderes Wort für die Einheit des Betriebs verwenden als 
in der Betriebsübergangsrichtlinie. Es muss daher genau hinterfragt werden, zu 
welchen Zwecken diese Einheiten in die jeweiligen Rechtsakte eingefügt wur-
den und inwieweit diese Zwecke heute fortbestehen. Auf diese Weise soll zu-
dem herausgearbeitet werden, in welchen Punkten sich die Betriebsbegriffe bei-
der Rechtsbereiche unterscheiden und ob eine einheitliche Definition erstre-
benswert ist. 

Darüber hinaus besteht ein zweifaches Erkenntnisinteresse im Hinblick auf 
die künftige Entwicklung der Definitionen. Zum einen soll aufgezeigt werden, 
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wo konkreter Präzisierungsbedarf besteht, um bestehende Rechtsunsicherheiten 
bei der Anwendung des Betriebsbegriffs zu verringern. Zum anderen soll auf 
einer abstrakten Ebene herausgearbeitet werden, ob und welche Lehren aus den 
bisherigen Begriffsentwicklungen gezogen werden können, die in künftigen 
Entwicklungen Berücksichtigung finden sollten. Die Ausformung von Grund-
begriffen ist ein stetiger Prozess. Insbesondere im Mehrebenensystem der Eu-
ropäischen Union erfordert dieser Prozess eine besondere Sorgfalt. Denn nur 
durch eine tragfähige und zweckdienliche Auslegung der Grundbegriffe ist eine 
konsistente Anwendung dieser Grundbegriffe in den Mitgliedstaaten gewähr-
leistet. Eine konsistente Anwendung ist wiederum unerlässlich für eine gelun-
gene europäische Integration. Daher soll erarbeitet werden, ob sich im Laufe 
der Begriffsentwicklungen methodische Unstimmigkeiten ergeben haben, die 
künftig zu vermeiden sind. 

B. Gang der Untersuchung 

Die Untersuchung umfasst neben dem einführenden Kapitel zwei grundlegende 
Teile. Zu Beginn wird der Betriebsbegriff im Massenentlassungsrecht analy-
siert (zweiter Teil), anschließend jener im Betriebsübergangsrecht (dritter Teil). 
Beiden Rechtsbereichen ist gemein, dass sie im nationalen Arbeitsrecht bereits 
reguliert waren, bevor die jeweilige Rechtssetzung auf europäischer Ebene ein-
setzte. Daher wird sowohl im zweiten als auch im dritten Teil zunächst die Be-
griffsentwicklung auf nationaler Ebene und anschließend jene auf europäischer 
Ebene beleuchtet.  

Besondere Berücksichtigung findet hierbei die Analyse des Telos der jewei-
ligen Rechtsakte, die die Einheit des Betriebs verwenden. Denn für eine Bewer-
tung der Kriterien eines Betriebs ist es erforderlich, zu hinterfragen, zu welchem 
Zweck der jeweilige Rechtsakt an eine bestimmte Arbeitnehmergruppierung 
anknüpft. Entwickelt sich dieser Zweck fort, tangiert dies notwendigerweise 
auch die Auslegung des Betriebsbegriffs. Mit Blick auf die heutige Konzeption 
der Betriebsbegriffe im Massenentlassungsrecht und im Betriebsübergangs-
recht soll daher erörtert werden, ob und inwieweit durch die europäische Regu-
lierung eine Änderung des Telos beider Rechtsbereiche zu verzeichnen ist. 

Die Regulierung von Massenentlassungen im nationalen Arbeitsrecht hat ih-
ren Ursprung in den Maßnahmen der Reichsregierung nach dem Ersten Welt-
krieg. Bereits zu jener Zeit knüpften die entsprechenden Verordnungen an den 
Betrieb als Referenzeinheit an. Nahezu zeitgleich wurde das Betriebsrätegesetz 
erlassen, das ebenfalls den Betrieb in den Mittelpunkt stellte. Die parallele Ent-
stehung beider Rechtsbereiche soll zum Anlass genommen werden, um die da-
maligen, ursprünglichen Begriffsbestimmungen im Massenentlassungs- und im 
Mitbestimmungsrecht miteinander zu vergleichen. Auch im Fortgang der Un-
tersuchung, einschließlich der Erörterung der aktuellen Rechtsfragen, wird ein 
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besonderes Augenmerk auf das Verhältnis zwischen dem massenentlassungs-
rechtlichen und dem mitbestimmungsrechtlichen Betriebsbegriff gelegt. 

Das Betriebsübergangsrecht wird in Deutschland erst seit der Einfügung des 
§ 613a BGB im Jahr 1972 reguliert. Dies bedeutet indes nicht, dass dieser 
Rechtsbereich zuvor unbedeutend gewesen wäre. Im Gegenteil wurde ebenfalls 
bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Notwendigkeit erkannt, die Übertra-
gung von Einheiten auf einen neuen Inhaber auch arbeitsrechtlich zu erfassen. 
Da der Gesetzgeber des § 613a BGB sich von früheren Auseinandersetzungen 
mit dem Rechtsproblem leiten ließ, werden auch diese Auseinandersetzungen 
im Rahmen der Entwicklung des Betriebsbegriffs im nationalen Betriebsüber-
gangsrecht beleuchtet. 

Die Analyse der einzelnen Entwicklungsstränge verfolgt das Ziel, heutige 
Rechtsfragen zur Auslegung des Betriebsbegriffs in ihren historischen, teleolo-
gischen und systematischen Kontext einordnen zu können. Traditionell beste-
hende Prämissen des nationalen Rechts sollen auf ihre Ursprünge zurückgeführt 
und aus heutiger Perspektive auf den Prüfstand gestellt werden. Vor diesem 
Hintergrund sollen konkrete Lösungsvorschläge unterbreitet werden, die zu ei-
nem rechtssicheren Umgang mit dem europäischen Betriebsbegriff beitragen. 

Eine Zusammenfassung der wichtigsten Untersuchungsergebnisse folgt im 
abschließenden vierten Teil. 
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Betriebsbegriffe im Massenentlassungsrecht 

Der Betrieb ist sowohl im deutschen als auch im europäischen Massenentlas-
sungsrecht die maßgebliche Referenzeinheit für die Beurteilung, ob tatbestand-
lich eine Massenentlassung vorliegt. Er bildet daher den zentralen Ausgangs-
punkt des gesamten Massenentlassungsrechts. Die Einordnung bestimmter Ein-
heiten als Betrieb entscheidet in der Praxis nicht selten darüber, ob für Tausende 
von Arbeitnehmern die regulierenden Vorschriften greifen oder nicht. Eine 
rechtssichere Begriffsbestimmung ist daher unerlässlich. 

Im Jahr 1975 traf die erste europäische Massenentlassungsrichtlinie auf den 
bereits seit dem Jahr 1920 bestehenden deutschen Massenentlassungsschutz. In 
der Literatur wurde bereits in den letzten Jahren ein Spannungsfeld zwischen 
dem Wortlaut der §§ 17 ff. KSchG einerseits und den unionsrechtlichen Ein-
flüssen andererseits attestiert, das auch hinsichtlich des Betriebsbegriffs Kon-
fliktpotenzial für arbeitsrechtliche Auseinandersetzungen berge.1 Die jüngeren 
Judikate des BAG im Rahmen der insolventen Fluggesellschaft Air Berlin2 of-
fenbaren nunmehr endgültig, dass seit der Entstehung des europäischen Mas-
senentlassungsrechts signifikante Differenzen im Umgang mit dem Betriebsbe-
griff bestanden.  

Derartige terminologische Unklarheiten sind einer rechtssicheren Anwen-
dung des Massenentlassungsrechts im Mehrebenensystem abträglich. Darüber 
hinaus erschweren sie eine konsensbasierte Fortentwicklung der Regulierung 
größerer Entlassungen. 

Eine sachgerechte Bewertung der Kriterien für das Vorliegen eines Betriebs 
kann nicht ohne eine fundierte Berücksichtigung des Ziels erfolgen, welches 
der den Betriebsbegriff verwendende Rechtsakt verfolgt. Was genau bezweckt 
die Regulierung größerer Entlassungen, was nicht? Welche Einheit hatte der 
deutsche Gesetzgeber vor Augen, als er den Betrieb als Referenzeinheit ein-
setzte, welche der europäische? Hinsichtlich welcher anderer Organisationsein-
heiten sollte der Begriff eine Abgrenzung darstellen?  

 
1 Spelge, EuZA 2018, 67, 75; Kleinebrink/Commandeur, NZA 2015, 853; Salamon, NZA 

2015, 789, 789; Thüsing, § 6 Rn. 4, zufolge haben die §§ 17, 18 KSchG in der heutigen Fas-
sung „nicht mehr viel mit dem gemein, was nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes gel-
tendes Recht ist“. 

2 BAG 13.2.2020 – 6 AZR 146/19, NZA 2020, 1006; BAG 27.2.2020 – 8 AZR 244/19, 
juris; BAG 27.2.2020 – 8 AZR 215/19, NZA 2020, 1303. 
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Entwickelt sich das Ziel der Regulierung von Massenentlassungen fort, be-
trifft dies notwendigerweise auch die Auslegung des Betriebsbegriffs. Insbe-
sondere die Erörterung, inwieweit durch die europäischen Einflüsse ein Bedeu-
tungswandel des nationalen Massenentlassungsrechts einherging, ist daher un-
erlässlich für das heutige Begriffsverständnis des Betriebs. 

Eine ausgewogene Regulierung größerer Entlassungen ist auch gesellschafts-
politisch ein bedeutender Bestandteil der Rechtsordnung. In Zukunft wird dieser 
Rechtsbereich, nicht zuletzt angesichts prognostizierter Wirtschaftskrisen, nicht 
an Bedeutung verlieren.3 Insbesondere auf europäischer Ebene bedarf es eines 
rechtssicheren Rahmens der Regulierung. Ohne eine unionsweit anwendbare 
Konzeption des Betriebsbegriffs und damit ohne Konsens über die tatbestandli-
chen Voraussetzungen einer Massenentlassung kann dies nicht geschehen. 

A. Die Entwicklung des Betriebsbegriffs im deutschen 
Massenentlassungsrecht 

In Deutschland hat die Regulierung größerer Entlassungen eine nunmehr 100-
jährige Tradition. Seit ihrer Einführung nimmt der Betriebsbegriff als zentrales 
Tatbestandsmerkmal einen maßgeblichen Stellenwert ein. Im Folgenden wird 
die Einheit des Betriebs in ihren jeweiligen Zusammenhängen beleuchtet. Vor 
dem Hintergrund der jeweils maßgeblichen Gesetzgebung, Rechtsprechung und 
Literatur wird untersucht, wie sich der massenentlassungsrechtliche Betriebs-
begriff auf nationaler Ebene entwickelte. 

Ein besonderes Augenmerk wird hierbei auf das Verhältnis des Betriebsbe-
griffs im Massenentlassungsrecht zu jenem im Mitbestimmungsrecht gelegt. 
Beide Rechtsbereiche sind zur Zeit der Weimarer Republik entstanden. Sie prä-
gen das deutsche Arbeitsrecht bis heute. Daher soll zunächst erfragt werden, 
was zu jener wegbereitenden Zeit in den verschiedenen Rechtsakten unter ei-
nem Betrieb verstanden wurde. Sodann wird analysiert, ob und wie sich die 
damaligen Begriffsbestimmungen im Zuge der staatlichen Systemwechsel wan-
delten. Eine derartige Untersuchung der Begriffsentwicklung im Spiegel der 
Historie verspricht auch für die heutige Auslegung des Betriebsbegriffs einen 
Erkenntnisgewinn. 

I. Maßnahmen der Reichsregierung in den frühen 1920er Jahren 

Das Ende des Ersten Weltkriegs stellte die junge Weimarer Republik vor eine 
Vielzahl wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischer Herausforderungen. Infolge 
der Waffenstillstandsbedingungen mussten etwa sechs Millionen Menschen in-
nerhalb weniger Wochen aus militärischen Tätigkeiten heraus in zivile Arbeit 

 
3 So auch Krings, NJW 2020, 2765, 2765. 
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überführt werden.4 Hinzu kam, dass auch die Industrie kurzfristig von Kriegs- 
auf zivile Produktion umgestellt werden musste, was durch die einsetzende De-
flationskrise und das damit einhergehende geringe Konsumvermögen der Be-
völkerung erschwert wurde.5 Viele Unternehmer waren zu Betriebsstilllegun-
gen gezwungen.6 Durch den breiten, vielfach abrupten Stellenabbau stieg die 
Arbeitslosigkeit stark an.7  

1. Demobilmachungsverordnung: Kurzarbeit statt Massenentlassung 

Als Reaktion auf diese schwierigen Arbeitsmarktverhältnisse erließ Reichsarbeits-
minister Alexander Schlicke (SPD) am 12.2.1920 die „Verordnung über die Ein-
stellung und Entlassung von Arbeitern und Angestellten während der Zeit der wirt-
schaftlichen Demobilmachung“.8 Diese sogenannte „Demobilmachungsverord-
nung“9 enthielt zwei gewichtige Maßnahmen zur Regulierung des Arbeitsmarktes: 
die Pflicht zur Wiedereinstellung sowie das Verbot bestimmter Entlassungen.  

Zum einen verpflichtete § 3 der Verordnung „Betriebsunternehmer und Bü-
roinhaber einschließlich der Körperschaften des öffentlichen Rechts“, diejeni-
gen Kriegsteilnehmer und Zivilinternierte wiedereinzustellen, die vor dem oder 
am 1.8.1914 „als Arbeitnehmer in ihrem Betrieb oder Büro beschäftigt waren“ . 

Zum anderen verbot § 12 der Verordnung Entlassungen aus Anlass von Wie-
dereinstellungen oder zur Verminderung der Arbeitnehmerzahl. Derartige Ent-
lassungen waren nur dann zulässig, wenn dem Arbeitgeber nach den Verhält-
nissen des Betriebs keine Kurzarbeit − in Form der Verkürzung der Arbeitszeit 
auf nicht unter 24 Wochenstunden − zugemutet werden konnte.10 In der Regel 

 
4 Kaskel, 1920, S. 3; Hueck/Nipperdey/Hueck, 1. Aufl. 1928, S. 16; Jadesohn, 1923, S. 15. 
5 Kaskel, 1920, S. 3; Hinrichs, S. 24 f. m. w. N.; Pierro, S. 11 m. w. N.; Kusen, 1936, S. 2 f. 
6 Bellinghausen, 1964, S. 4. 
7 Kusen, 1936, S. 3. 
8 RGBl. 1920, S. 218; Vorgängerverordnung war die „Verordnung über die Einstellung, 

Entlassung und Entlohnung der Angestellten während der Zeit der Demobilmachung“ vom 
24.1.1919, RGBl. 1919, S. 100, unterzeichnet von Friedrich Ebert (SPD), Philipp Scheide-
mann (SPD) sowie dem Staatssekretär des Reichsamts für die wirtschaftliche Demobilma-
chung Joseph Koeth (parteilos). Diese Vorgängerverordnung war der Verordnung vom 
12.2.1920 terminologisch bereits sehr ähnlich, betraf jedoch nur Angestellte und regelte deren 
Wiedereinstellung sowie in § 3 die Entlassung der auf diesem Wege Wiedereingestellten. Die 
Verordnung vom 12.2.1920 fasste die mehrfachen Änderungen der Verordnung vom 
24.1.1919 zusammen und bildete nach Hueck/Nipperdey/Hueck, 1. Aufl. 1928, S. 19 f. daher 
den „Kern des eigentlichen Demobilmachungsrechts im engeren Sinn“. 

9 So bezeichnet etwa von Jacobi, Einführung in das Gewerbe- und Arbeiterrecht, 1922, 
S. 63, 65 sowie ders., Einführung in das Gewerbe- und Arbeitsrecht 1924, S. 70; ders., Be-
trieb und Unternehmen als Rechtsbegriffe, 1927, S. 37 Fn. 96; Hueck/Nipperdey/Hueck, 
1. Aufl. 1928, S. 19 f.; MHdB ArbR/Kreft, § 115 Rn. 3; MHdB ArbR/Greiner, § 107 Rn. 4; 
Spelge, RdA 2018, 297, 303; Pierro, S. 12; Kreft, NZA-Beil. 2012, 58, 58; Wagner, S. 79. 

10 § 12 der Demobilmachungsverordnung lautete: „Entlassungen aus Anlass von Wieder-
einstellungen (§§ 3, 5 bis 7) oder zur Verminderung der Arbeitnehmerzahl dürfen nur vorge-
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traf den Arbeitgeber somit eine Pflicht zur sogenannten „Arbeitsstreckung“. Die 
grundlegende Idee lautete, vorzugsweise viele Arbeitnehmer in Teilzeit zu be-
schäftigen als wenige Arbeitnehmer in Vollzeit. Dieser Gedanke ist auch heute 
immer wieder aktuell.11 Jüngst wurde das Instrument der Kurzarbeit angewandt, 
um den Auswirkungen der Covid-19-Pandemie entgegenzuwirken.12 Zugunsten 
des Arbeitnehmers durfte eine der Arbeitszeitverkürzung entsprechende Lohn-
kürzung erst ab dem Zeitpunkt eintreten, in dem eine Entlassung nach den all-
gemeinen gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmungen zulässig wäre. Diese 
Regelung findet sich heute nahezu wortlautgetreu in § 19 Abs. 2 KSchG.13  

In das heutige Recht wirkt ferner ein weiteres Element fort: § 13 der Demo-
bilmachungsverordnung sah eine Sozialauswahl im Fall der nicht vermeidbaren 
Entlassung zur Verminderung der Arbeitnehmerzahl vor.14 Auf dieser Vor-
schrift basiert das Prinzip der Sozialauswahl, das heute in § 1 Abs. 3 KSchG 
normiert ist.15 

 
nommen werden, wenn dem Arbeitgeber nach den Verhältnissen des Betriebs keine Vermeh-
rung der Arbeitsgelegenheit durch Verkürzung der Arbeitszeit (Streckung der Arbeit) zuge-
mutet werden kann. Hierbei braucht die Wochenarbeitszeit eines Arbeitnehmers nicht unter 
24 Stunden herabgesetzt zu werden. Der Arbeitgeber ist im Falle der Arbeitsstreckung be-
rechtigt, Lohn oder Gehalt der mit verkürzter Arbeitszeit beschäftigten Arbeitnehmer ent-
sprechend zu kürzen. Diese Kürzung darf jedoch erst von dem Zeitpunkt an erfolgen, an dem 
eine Entlassung der betreffenden Arbeitnehmer im Falle des Fehlens der Vorschrift des 
Abs. 1 nach den allgemeinen gesetzlichen oder den vertraglichen Bestimmungen zulässig 
wäre. […]“, RGBl. 1920, S. 221 f. 

11 MHdB ArbR/Greiner, § 107 Rn. 4 mit Verweis auf ArbG Bocholt 22.6.1982 – 2 Ca 
605/82, BB 1982, 1425.  

12 Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der Regelungen für das Kurzar-
beitergeld vom 13.3.2020, BGBl. 2020 I, S. 493; vgl. auch die Pressemitteilung des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Soziales vom 3.6.2020: „Die Kurzarbeit ist unsere starke Brücke 
über ein tiefes wirtschaftliches Tal“, abrufbar unter https://www.bmas.de/DE/Presse/ 
Pressemitteilungen/2020/arbeitsmarktzahlen-mai-2020.html (letzter Abruf: 1.12.2020). 

13 § 19 Abs. 2 KSchG lautet: „Der Arbeitgeber ist im Falle der Kurzarbeit berechtigt, Lohn 
oder Gehalt der mit verkürzter Arbeitszeit beschäftigten Arbeitnehmer entsprechend zu kür-
zen; die Kürzung des Arbeitsentgelts wird jedoch erst von dem Zeitpunkt an wirksam, an dem 
das Arbeitsverhältnis nach den allgemeinen gesetzlichen oder den vereinbarten Bestimmun-
gen enden würde.“ 

14 § 13 der Demobilmachungsverordnung lautete: „Sollen Arbeitnehmer zur Verminde-
rung der Arbeitnehmerzahl entlassen werden, so sind für die Auswahl zunächst die Betriebs-
verhältnisse, insbesondere die Ersetzbarkeit des einzelnen Arbeitnehmers im Verhältnis zu 
der Wirtschaftlichkeit des Betriebs zu prüfen. Sodann sind das Lebens- und Dienstalter sowie 
der Familienstand des Arbeitnehmers derart zu berücksichtigen, dass die älteren, eingearbei-
teten Arbeitnehmer und diejenigen mit unterhaltsbedürftigen Angehörigen möglichst in ihrer 
Arbeitsstelle zu belassen sind. […]“, RGBl. 1920, S. 222. 

15 MHdB ArbR/Greiner, § 107 Rn. 4; APS/Preis, Grundlagen A. Rn. 7; Preis, RdA 2019, 
75, 80; Linck/Krause/Bayreuther/Krause, Einl. Rn. 9. 
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a) Betriebsbegriff der Demobilmachungsverordnung 

Die Demobilmachungsverordnung verwendete die selbstständig nebeneinan-
derstehenden Einheiten „Betrieb“ und „Büro“.16 Diese Einheiten nahmen einen 
zentralen materiell-rechtlichen Stellenwert ein: Die Wiedereinstellungspflicht 
setzte eine Vorbeschäftigung im jeweiligen konkreten Betrieb oder Büro voraus 
(§ 3) und die „Verhältnisse des Betriebs“ bestimmten darüber, ob die Pflichten 
zur Wiedereinstellung (§ 11) oder zur Arbeitsstreckung (§ 12) ausnahmsweise 
entfielen. 

Beide Einheiten wurden – im Unterschied zu den Begriffen des Arbeitneh-
mers (§ 1)17 und des Kriegsteilnehmers (§ 2) − nicht definiert. Vorab ist anzu-
merken, dass die fehlenden Definitionen damals nicht als unmittelbares Rechts-
problem wahrgenommen wurden. So geht etwa Kaskel im Jahr 1920 in seiner 
eingehenden Darstellung der Pflichten zur Wiederbeschäftigung und zur Ar-
beitsstreckung gar nicht auf die Einheiten des Betriebs oder Büros ein.18 Zur 
Voraussetzung der Vorbeschäftigung gemäß § 3 der Verordnung erläutert er le-
diglich, es sei derjenige Arbeitgeber zur Wiederbeschäftigung verpflichtet, „bei 
dem“ die frühere Beschäftigung stattgefunden habe, oder dessen Rechtsnach-
folger.19 Auch Jadesohn erwähnt im Jahr 1923 in seiner Darstellung der Demo-
bilmachungsverordnung mit keiner Silbe, was unter „Betrieb“ oder „Büro“ zu 
verstehen sei.20 

Aus der Systematik der Verordnung sowie aus dem Vergleich mit anderen 
um das Jahr 1920 erlassenen Rechtsakten lassen sich jedoch einige Schlüsse 
zum Betriebsbegriff der Demobilmachungsverordnung ziehen.  

aa) Arbeiter und Angestellte 

Die Systematik der Verordnung zeigt zunächst, dass ihr die damals geläufige, 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts entstandene21 Differenzierung zwischen Ar-
beitern und Angestellten zugrunde lag.22 Gemäß § 1 waren Arbeitnehmer im 

 
16 Die Verordnung nannte die beiden Alternativen „Betrieb oder Büro“ in §§ 3 Abs. 1 und 

2; 6 Nr. 2; 7; 9; 15 Abs. 1; 16 Abs. 1 und 2; 22 Abs. 1. 
17 S. u. Kapitel 2 A. I. 1. a) aa). 
18 Kaskel, 1920, S. 52−70, 155 f. 
19 Kaskel, 1920, S. 56 f., 64. 
20 Jadesohn, 1923, S. 15−24. 
21 Nach Hromadka, RdA 2015, 65, 65 hatte die Trennung in der Mitte des 19. Jahrhunderts 

mit besseren Arbeitsbedingungen für Handlungsgehilfen im ADHGB begonnen; nach 
MüKoBGB/Spinner, BGB § 611a Rn. 151 ist die Differenzierung um 1900 entstanden. 

22 Vgl. die Statistik der Berufszählungen im Deutschen Reich des Jahres 1907 in Potthoff, 
1912, S. 55 f., „Die Berufsstatistik unterscheidet die drei Gruppen a. als Selbständige oder 
Leitende, b. als Angestellte in Mittelstellungen, c. als Arbeiter.“  
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Sinne der Demobilmachungsverordnung sowohl Arbeiter als auch Ange-
stellte.23  

Für die Einteilung in Arbeitnehmer und Angestellte nahm die Demobilma-
chungsverordnung Bezug auf das Versicherungsgesetz für Angestellte vom 
20.12.1911,24 das Hromadka zufolge die Trennung der Arbeitnehmer in Ange-
stellte und Arbeiter institutionalisiert hatte.25 Eine Definition der Angestellten 
hatte bereits im Gesetzgebungsprozess zu jenem Versicherungsgesetz eine große 
Schwierigkeit dargestellt.26 Grob vereinfacht hatte der dortige Leitgedanke je-
doch gelautet, dass die Angestellten einerseits von den „der handarbeitenden Be-
völkerungsklasse angehörenden Personen“, andererseits von den Selbstständi-
gen abgegrenzt werden sollten.27 Der persönliche Anwendungsbereich des Ver-
sicherungsgesetzes für Angestellte wurde schließlich nicht durch eine positive 
Definition, sondern durch eine Aufzählung festgelegt.28 Diese Aufzählung lässt 
eine gewisse Abgrenzung der Angestellten durch das Kriterium der Verrichtung 
„höherer“, vorwiegend geistig geprägter Tätigkeiten erkennen.  

 
23 § 1 der Demobilmachungsverordnung lautete: „Arbeitnehmer im Sinne nachstehender 

Vorschriften sind: a) Personen, die aufgrund eines Dienstverhältnisses als Arbeiter, Gesellen, 
Gehilfen oder in ähnlichen Stellungen in einem Betriebe beschäftigt werden (Arbeiter), b) 
Personen, die nach dem Versicherungsgesetze für Angestellte vom 20. Dezember 1911 
(Reichs-Gesetzbl. S. 989) versicherungspflichtig sind, mit Einschluss der […] im Hauptbe-
rufe mit niederen oder lediglich mechanischen Dienstleistungen beschäftigten Büroangestell-
ten (Angestellte). […]“, RGBl. 1920, S. 218. 

24 Versicherungsgesetz für Angestellte vom 20.12.1911, RGBl. 1911, S. 989.  
25 Hromadka, RdA 2015, 65, 65, 68 f. 
26 Hromadka, RdA 2015, 65, 69. 
27 Hromadka, RdA 2015, 65, 69 mit Verweis auf die Begründung zum Entwurf eines Versi-

cherungsgesetzes für Angestellte, Sten. Berichte Dt. Reichstag, Bd. 281 (Nr. 1035d. Anl.), S. 93. 
28 Gemäß § 1 des Versicherungsgesetzes für Angestellte waren versichert: „1. Angestellte 

in leitender Stellung, wenn diese Beschäftigung ihren Hauptberuf bildet; 2. Betriebsbeamte, 
Werkmeister und andere Angestellte in einer ähnlich gehobenen oder höheren Stellung ohne 
Rücksicht auf ihre Vorbildung, Bureauangestellte, soweit sie nicht mit niederen oder ledig-
lich mechanischen Dienstleistungen beschäftigt waren, sämtlich, wenn diese Beschäftigung 
ihren Hauptberuf bildet; 3. Handlungsgehilfen und Gehilfen in Apotheken; 4. Bühnen- und 
Orchestermitglieder ohne Rücksicht auf den Kunstwert der Leistungen; 5. Lehrer und Erzie-
her; 6. aus der Schiffsbesatzung deutscher Seefahrzeuge und aus der Besatzung von Fahrzeu-
gen der Binnenschifffahrt Kapitäne, Offiziere des Decks- und Maschinendienstes, Verwalter 
und Verwaltungsassistenten sowie die in einer ähnlich gehobenen oder höheren Stellung be-
findlichen Angestellten ohne Rücksicht auf ihre Vorbildung, sämtlich, wenn diese Beschäf-
tigung ihren Hauptberuf bildet“, RGBl. 1911, S.  989; vgl. auch Kaskel, 1920, S. 27: „Ein 
fester Angestelltenbegriff hat sich trotz allem noch nicht bilden können, wenn auch die Ent-
wicklung nach manchen Irrfahrten dahin zu gehen scheint, dass als Angestellte alle Personen 
anzusehen sind, die eine der in § 1 Abs. 1 Ang. Vers.-Ges. genannten Beschäftigungen ausü-
ben oder erlernen […].“ 



Sachregister 

§ 117 BetrVG  139, 141 
§ 15 KSchG 1951  50−62, 146 f. 
§ 17 KSchG 1969  57, 64, 74, 83 f., 93 f., 

140−147, 155−157 
§ 25 HGB  161 
§ 613a BGB 
– Änderung des ~  249, 290−292, 369 f. 
– Einfügung des ~  160, 168, 236, 

240−245, 269−271 
 
7-Punkte-Katalog  300 f., 307 f., 313, 

321 f., 349 f., 354−359, 377 f., 385, 395 
 
Abstraktion der Rechtsfragen  336−338, 

348, 389, 402 f. 
acte éclairé  134, 142 Fn. 711 
Agentur für Arbeit  57−62, 117, 139−141 
Air Berlin  139−142, 148−155, 389−395 
Aktionsprogramm, sozialpolitisches  68, 

70, 79, 274 
AKZO  68 f., 79 
Aliud  12 f., 403 
Allgemeininteresse  31, 40 f., 50 f., 58, 

146, 404 
Angestellte  9−11, 13, 17, 39, 42, 403 
Anhörung 
– ~ der Arbeitnehmervertreter  71−73, 

86 f., 91, 368 
– ~ des Betriebsrats  57−60 
– siehe auch Konsultationsverfahren 
Ansatz, betriebsbezogener  75−77, 79 f., 

100 f., 105 f., 131−133, 174, 278 
Anzeigepflicht  26−28, 32 f., 40 f., 57, 

70−72, 82, 92, 390 
Anzeigeverfahren  82−84, 117, 142−145, 

157, 407 
AOG 
– siehe Gesetz zur Ordnung der nationalen 

Arbeit 

Arbeiter  9−17, 39, 42, 403 f. 
Arbeitgeberwechsel  168, 216, 218, 223, 

228−232, 245, 260 f., 278, 397 f. 
Arbeitnehmerschutz  64 Fn. 330, 70, 129 f., 

162, 253, 261, 274 f., 283 f. 
Arbeitsamt  50, 53−58, 76, 92 f. 
Arbeitsgemeinschaft  187, 189 f. 
Arbeitskraft, menschliche  234 Fn. 417, 

315, 357 f., 375−377, 389 
Arbeitslosigkeit  7, 24 f., 41, 46, 50, 65, 85, 

117, 146, 405 
Arbeitsmarkt  7, 23 f., 40 f., 49, 73 f., 85, 

89, 92 f., 117, 404 
Arbeitsmarktpolitik  33, 45, 50−58, 64 f., 

83, 93, 136 f., 146, 405  
Arbeitsplatz  97, 232, 237, 273, 315, 362, 

397 f., 402, 412 
Arbeitsplatzerhalt  74 f., 85, 204, 232 f., 

242, 252−254, 276 
Arbeitsrechtsausschuss der Akademie für 

Deutsches Recht  44, 186−213, 215, 
221, 226, 262 

Arbeitsstätte  45 f., 97, 219, 228 
Arbeitsstreckung   8 f., 23 f., 31−33, 40 
– siehe auch Kurzarbeit  
Arbeitsverhältnis  187−202, 211−213, 

220 f., 228−231, 244, 409 
Arbeitsvertragsrecht, einheitliches  162, 

165 f., 269 f., 407 
Arbeitsverwaltung  50 f., 54 f., 71, 83 
Art. 100 EWG-Vertrag  69, 79, 91, 274, 

285, 292, 372, 410 
– siehe auch Art. 115 AEUV  
Art. 115 AEUV  372, 410 
– siehe auch Art. 100 EWG-Vertrag  
Art. 267 AEUV 
– siehe Vorabentscheidungsverfahren 
Art. 49 AEUV 
– siehe Niederlassungsfreiheit 



424  Sachregister 

Athinaïki Chartopoiïa  108−116, 118, 125, 
137, 149 f., 152−154, 402 

Auftragsneuvergabe  323, 344 f. 
– siehe auch Funktionsnachfolge  
Ausklammerung der Arbeitnehmer aus dem 

Betriebsbegriff  207−210, 227, 
262−269, 314−318, 351 f., 410 

Auslegung  
– gespaltene ~  56 f., 119, 125 f., 181 
– normspezifische ~  37−39, 47, 56, 207, 

254−257, 404 f. 
– teleologische ~  23, 34−39, 44−47, 53, 

102, 160, 235 f., 254, 259, 275, 290, 
404−407 

Auswirkungen, sozioökonomische  114, 
131, 152, 401, 406 

Autonomie  110−116, 149, 156 f., 394, 407 
Ayse Süzen  306, 343−350, 354, 357, 359, 

365−367, 375, 402, 411 
 
bedrijf  302 f. 
Bestandsschutz  31, 224, 235, 252 f., 271, 

341 
Betreiben  19−21, 298−300, 305, 312 f., 

321, 403, 411 
Betrieb 
– ~ im engeren Sinn  14−17, 22 f., 39, 

104, 405 
– ~ im objektiven Sinn  21 f., 174, 

297−300, 305, 403, 411 
– ~ im subjektiven Sinn  19−21, 297−300, 

305, 312 f., 321, 403, 411 
– ~ im tätigkeitsbezogenen Sinn  
– siehe Betrieb im subjektiven Sinn 
– ~ im weiteren Sinn  14−17, 404 f. 
– betriebsmittelarmer ~  357− 359, 374 f., 

384 f., 386 f. 
– betriebsmittelgeprägter ~  30, 357 f., 

374 f., 380 f., 383−389 
– gewerblicher ~  26, 30, 33, 41 
– Misch~  321, 374 f., 388, 396 
betriebliche Übung  278, 285 
Betriebsanlage  26, 28−31, 33, 36, 38, 65, 

263, 403 f. 
Betriebsbegriff 
– allgemeiner ~  22 f., 38, 174, 257, 

309 f., 404 f. 

– betriebsverfassungsrechtlicher ~  38 f., 
52−64, 138, 144−147, 241, 255−257, 
263 f., 405 

Betriebsebene  16−23, 100 f., 159, 169, 
174, 205−207, 403−405, 408 

Betriebsfortführung 
– siehe Fortführung 
Betriebsgemeinschaft  42−47, 181−183, 

187−198, 207−215, 217, 263 f., 409 
Betriebsmittel  
– materielle und immaterielle ~  21, 44, 

208, 226, 264−267, 308 f., 344, 367 Fn. 
1097 

– persönliche ~  21, 46, 207 f., 226, 234, 
262, 315, 409 

– wesentliche und unwesentliche ~  308, 
317−322, 357 f., 365, 380, 384, 394, 411 

Betriebsrat  34 f., 50−55, 57−65, 81 f., 143, 
175−177, 241, 251 

Betriebsrätegesetz  14−17, 22 f., 34−39, 
46 f., 62 f., 173−176, 404 f. 

Betriebsteil  
– i. S. d. Massenentlassungsrechts  26, 36 

Rn. 174, 40 f., 54 f., 103 f., 107, 135 
– i. S. d. Betriebsübergangsrechts  159 f., 

241, 244, 255 f., 287 f., 293−296, 
324−329, 390−394 

Betriebsunternehmer  7, 18, 20 f. 
Betriebsverfassungsgesetz  
– Erlass des ~es  49, 405 
– Neufassung des ~es  218, 240−245 
Betriebszweck  21 f., 180, 227, 235, 260 f., 

363 f. 
Bezugseinheit  28, 74−77, 81, 96−101, 

104 f., 108, 126−133, 151 f. 
Bundesrepublik, junge  49, 53, 69, 216, 

237, 240, 311, 405, 409 
Büro  7−13, 15, 18, 29, 42 f., 403 f. 
business  159, 288, 290, 298, 302 f., 305 
Busnahverkehrsdienst  378−384, 386, 388, 

412 
 
case law  295 
Christel Schmidt  306 f., 322−339, 

343−348, 365, 367, 402, 411 
Code du Travail  173 Fn. 75, 278, 370 Fn. 

1115 
Colino Sigüenza  376 
conditio sine qua non  33, 356 



  Sachregister 425 

Corpus Iuris  162 
 
Definition, abstrakt-generelle  115 f., 

148 f., 153, 156, 406 
Definitionsvorschlag, eigener  155−157, 407 
Demobilmachungsbehörde  26 f., 32 
Demobilmachungsverordnung  7−24, 29, 

31−33, 39, 404 
Denkschrift  166−171, 219 
Dersch, Hermann  38, 186, 189, 193 
Deutsche Arbeitsfront  190, 197 f., 215 
Dienstleistungsbetrieb 
– siehe Handels- und Dienstleistungsbe-

trieb 
Dienstvertrag  162 f., 201, 408 
Dietz, Rolf  43−45, 205−210, 263 
Diskussionsentwurf eines Arbeitsvertrags-

gesetzes  241 
 
EG-Anpassungsgesetz, arbeitsrechtli-

ches  249, 290 f. 
Eingliederungstheorie  172, 194 f., 211, 

230, 311 
Einheit  
– organisatorische ~  44 f., 141, 208, 226, 

234, 278 f., 332 f. 
– übergangsfähige ~  307−312, 337, 344, 

366 f., 401 
– wirtschaftliche ~  168−173, 177 f., 207, 

302 f., 332−337, 350, 357 f., 391 f. 
Einordnung in den Betrieb  183 f., 190 f., 

230 
Entlassungssperre  27, 50, 57−62, 70, 82 f. 
– siehe auch Sperrfrist  
Entreprise  76 f., 96, 98, 101, 104, 108, 

288, 370 f. 
Entscheidung, unternehmerische  49, 253, 

324 f. 
 
Entwurf  
– ~ einer Regelung der Arbeit  213−216 
– ~ eines Arbeitsgesetzbuches – Allgemei-

nes Arbeitsvertragsrecht  269−271 
– ~ eines Gesetzes über das Arbeits-

verhältnis  186−213, 232, 244 f., 246 f., 
409 

– ~ eines Allgemeinen Arbeitsvertragsge-
setzes  12 f., 165−173, 408 

Erster Weltkrieg  2, 6, 64 Fn. 330, 404 

Erwägungsgründe  70, 79, 91, 130, 
275−277, 283 f., 368 

establishment  76, 96 f., 106, 127, 288−290 
établissement  77, 96−98, 100 f., 104−106, 

288, 298, 305 
Europäische Gemeinschaft  87 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft  67, 

86 f., 91, 273 f., 276 f., 332 f., 405, 410 
Eurowings  390−394 
EUV 
– siehe Vertrag über die Europäische 

Union 
EWG 
– siehe Europäische Wirtschaftsgemein-

schaft 
EWG-Vertrag  67, 79, 91, 274, 278 f., 281, 

284 f., 372 
 
Fiktion  15−17, 52−55, 64 
Fortführung  
– ~smöglichkeit  258−261, 297, 313, 318, 

360−365, 411 
– tatsächliche ~  168, 179−183, 257−262, 

296−300, 304 f., 312−322, 360−365, 
398, 411 

Freiheit, unternehmerische  23, 225, 233, 
398, 402, 412 

Funktionsnachfolge  323, 325, 340−342, 
347 f., 398 

Fusion  273, 275 f., 278 f., 286 
 
Gefolgschaft  42, 181 f., 188, 209 
Gemeinsamer Markt  67, 70, 91 Fn. 453, 

273, 276, 280, 284 
Gemeinschaftscharta der sozialen 

Grundrechte der Arbeitnehmer  86 f., 
89−91, 368 

Gemeinschaftsverhältnis, personenrechtli-
ches  187, 190, 193 f., 200−202, 211 f., 
220 f., 229 f. 

Gesamtbegriff  295 f., 303 
Gesamtbetrachtung  205, 271, 304 f., 

321 f., 353−360, 383 f., 394−399, 412 
Gesamtrechtsnachfolge  168, 186, 229, 233, 

244 
Geschäft  14−16, 39, 42 f., 119−122, 404 
Gesetz zur Ordnung der nationalen 

Arbeit  39−48, 186, 197, 405 
Gesetzesbegründung  



426  Sachregister 

– ~ des BetrVG 1972  160, 236 f., 241, 
248, 260, 410 

– ~ des KSchG 1951  50 f., 55, 58, 71, 405 
Gewaltenteilung  248 
Gewaltverhältnis, herrschaftliches  191 
Goodwill  293, 294 Fn. 722, 296 Fn. 727, 

319 f. 
Grafe und Pohle  378−384, 386, 388, 395, 

402 f., 412 
Grundrechtsprüfung  398 
Günstigkeitsprinzip  313 f., 361 Fn. 1067 
Güterabwägung  252−254, 341, 363, 410 
 
Handels- und Dienstleistungsbetrieb  308, 

319−321, 344, 357, 397 
Harmonisierung des Arbeitsrechts  67−70, 

273−275, 284 
Herangehensweise, abstrakte  62, 307−312, 

354−360, 378, 380, 384 f., 389, 395, 
411 f. 

Hueck, Alfred  44, 56 f., 184−194, 199, 
208−211, 214, 218−228, 235 f., 262 

 
Identität  209 f., 225, 235 f., 263, 297−301, 

304 f., 366, 401 f. 
Insolvenzverfahren  139 f. 
Integration, europäische  70, 86, 337 
Interessenausgleich  228, 239, 252, 258, 

271, 281 
Internationale Arbeitsorganisation  86, 89 
Inzidentprüfung  308 f. 
 
Jacobi, Erwin  19−23, 37 f., 44, 174, 208, 

298, 363, 404 f., 411 
Joost, Detlev  20, 260 f. 
 
Kapitalgesellschaft  293 f. 
Kapitalismus  25 
Kaskel, Walter  9, 165 
Know-how-Träger  315 f., 351 
Kodifizierung von Richtlinien  94, 368 f. 
Kompetenzgrundlage  79, 90 f., 130, 137, 

274 f., 283−285, 292, 368, 410 
Konsultationsverfahren  80−82, 84 f., 91, 

142 f., 157, 407 
Kontext, örtlicher  114, 131, 151 f., 156, 

401, 406 f. 
Kontinuität der Mitbestimmungs-

rechte  251 f., 257−260, 363 f. 

Kontrollrat  48 
Konzept der Gesamtbetrachtung  
– siehe Gesamtbetrachtung 
Konzern  86 f., 94, 99 f., 102, 406 
Korrektur  144 f., 155 f., 352 f., 363 f., 411 
Kündigungsschutzgesetz  
– Erlass des ~es  49−51, 63, 405 
– Neufassung des ~es  64 
Kurzarbeit 7 f., 24, 32 f., 50, 58−62, 404 
– siehe auch Arbeitsstreckung  
 
Liikenne  378−382, 412 
Limited Company  119, 121 
Luftverkehr  390−394 
Lyttle u. a.  121 f., 125−136, 150−152 
 
Methodenwechsel  354, 360 
Mindestschutz  131−133, 281 
Mischbetrieb  321, 374 f., 388, 396 
Mitbestimmungsrecht  14−17, 36, 62 f., 

143 f., 146, 241, 251, 402, 407 
Molitor, Erich  169, 171 f., 183, 191, 231 
Muhr, Gerd  73 f., 105 
 
Nationalsozialismus  39−48, 182 f., 

185−216, 220, 229, 311, 405, 409 
Nebenbetrieb  42 f. Fn. 215, 54 f., 278 
Negativabgrenzung  114−116, 137 
Negativauslese  167, 185, 209, 250, 252, 

265 f., 304, 316, 351, 408 
Niederlassung  52−55, 97, 104 f., 406 
Niederlassungsfreiheit  97, 303 Fn. 761, 406 
Nikisch, Arthur  43, 186, 195, 199, 

210−214, 228−236, 352, 355 f., 409 
Nipperdey, Hans Carl  190, 194, 199, 204, 

207, 218, 355, 409 
Obiter Dictum  263, 266, 352, 390 
 
Organisationseinheit 
– siehe Einheit, organisatorische 
Organismus, lebendiger  36 Fn. 175, 47, 183 
Outsourcing, erstmaliges  323, 330, 344, 

347 f.  
– siehe auch Funktionsnachfolge  
 
Paradigmenwechsel  66, 84, 92, 136, 193, 

200, 220, 229, 368, 405, 411 
Paraphrasierung  114 f., 149, 154 



  Sachregister 427 

Pariser Gipfelkonferenz  68, 79, 274 
Personal, rotierendes  312, 392 f. 
Personalabteilung, gemeinsame  99−102, 

107, 114, 406 
Potthoff, Heinz  164−166 
Praxis, wirtschaftliche  160 f., 171, 219, 

242, 280 
Präzisierungsbedarf  147−156, 401, 407 
Primärrecht  274, 292, 410 
Privatautonomie  223, 252 
Produktionsbetrieb  24, 41, 308, 319−321, 

357, 397 
Produktionseinheit  108−110, 114 f., 154 
Prüfung, zweistufige  396−399 
 
Rabal Cañas  122−124, 126, 131, 136 f., 

150−152 
Rechtfertigung eines Eingriffs  398, 412 
Rechtsbegriff, normativer  15−17, 159, 173, 

404 
Rechtsfolgenseite  61, 236 f., 254, 277 f., 

285 f., 409 f. 
Rechtsfrage  52 f., 57, 111, 118 f., 134, 

139, 153, 175−179, 310, 322 f., 
336−338, 348, 373, 394 f., 403 

Rechtsnatur des Arbeitsvertrags  185, 
187−199, 221, 228 f., 408 

Rechtsprechungsänderung 
– ~ des BAG  141 f., 145, 155, 347, 

349−365, 386 f., 389, 411 
– ~ des EuGH  347, 380, 382, 396, 412 
Rechtsproblem, abstraktes  145, 160, 173, 

216−218, 239 f., 257, 265, 310, 407 f. 
Rechtsstreit, konkreter  52 f., 113−116, 

137, 149, 153 f., 328, 365, 402 f. 
Redmond Stichting  326−329, 335, 337 f., 

344 
Referenzeinheit 
– siehe Bezugseinheit 
Reichsarbeitsgericht  35 f., 38, 179−183, 

233, 408 
Reichsgericht  35−37, 39, 47, 146, 353, 404 
Reichsgewerbeordnung  26, 30 f. 
Reichshaftpflichtgesetz  20 f. 
Reinigungsaufgaben  324, 333, 335 
Rettungsdienst  385−389 
Rockfon  98−108, 113−116, 118, 134, 148, 

152, 402 
 

Schutzbereich  398, 412 
Schutzgesetz i. S. d. § 823 Abs. 2 BGB  34, 

41, 51 
Schutzniveau  68, 102, 275 
Schwellenwert  49, 54, 72, 83, 99 f., 123 f., 

132 f., 145 
Securitas  377 f. 
Siebert, Wolfgang  186 f., 195 f., 198, 311 
Sinzheimer, Hugo  37 f., 165, 190 Fn. 169, 

404 
Sozialcharta   
– siehe Gemeinschaftscharta der sozialen 

Grundrechte der Arbeitnehmer 
Sozialismus  25 
Sozialpolitik, europäische  67 Fn. 333, 79, 

87, 273−275, 284 
Sperrfrist  26−28, 32, 58−61, 65, 71, 78, 

82, 404 
– siehe auch Entlassungssperre  
Spijkers  293−305, 307 f., 321 f., 354−359, 

364, 375 f., 398, 410 f. 
Sprachfassung  77, 95−97, 105 f., 127 f., 

287−290, 295, 298−303, 370−372, 406 
Sprachgebrauch, allgemeiner  13−16, 21, 

39, 43 f., 96, 219, 228, 404 
Sprachvergleich  95−97, 278, 288−290, 

295, 370−372, 406 
Stationierungsort  139 f., 149 f., 156 f. 
Stellungnahme des Betriebsrats  50, 53, 

57−65, 142 f., 157 
Stilllegungsverordnung  24−40, 49 f., 65, 

146 f., 177, 242, 404 f. 
Strafbewehrung  27 f., 32 
Subsidiaritätsprinzip  326 
Subsumtionsfrage  110, 115, 149, 382 f., 

394 f. 
Subventionsnachfolge  328 
– siehe auch Auftragsneuvergabe 
 
Tarifbindung  248 f. 
Tarifvertrag  139, 278, 290 
Tatbestand 
– dynamischer ~  374, 401 
– statischer ~  374, 401 
Tenorierung, kritikwürdige  115 f., 335 f., 

381, 403 
transfer of undertakings  288, 370 f.,  
transfert d’entreprise  288, 370 
Trennung, räumliche  45 f., 75, 114, 116 



428  Sachregister 

Treuepflicht  198, 212 Fn. 284 
Typisierung, weichenstellende  317−322, 

356 f., 365, 373, 384−389, 411 
 
Übergang  
– Begriffsentwicklung des ~s  168, 202 f., 

243−245, 288 f., 295−297, 307−309, 370 
– identitätswahrender ~  179−182, 269, 

296−300, 376−384, 394−399, 412 
Übersetzung  76, 101, 105, 159, 303 
Umgehungsgefahr  74, 77, 129, 177 
Umsetzung 
– ~ der RL 2001/23/EG  369 f. 
– ~ der RL 75/129/EWG  83−85, 407 
– ~ der RL 77/187/EWG  290−292 
– ~ der RL 92/56/EWG  92−94 
Umstrukturierung  68, 87 f., 227, 273−276, 

280 f., 292, 410 
Undertaking  76, 96, 106, 288−290, 370 f. 
Unterbrechung der Betriebsführung  26, 

179−182, 300 Fn. 750, 355 
Unternehmensebene  17−23, 100 f., 124 f., 

169, 174, 205−207, 403−405, 408 
Unternehmensfortführung  163, 166−168, 

172 f., 408 
Unternehmenszweck  21−23, 168−172, 

332−334, 404 
Unwirksamkeit der Kündigung  41, 117, 

138, 140 f., 290 f., 390 
USDAW und Wilson  119−121, 125−136, 

150−152, 154 f. 
 
Verbot i. S. d. § 134 BGB  117, 140, 390 
Vererbung  166, 168, 186, 229 
Verflechtung, definitorische  51−66, 147, 

353, 405 
Verkehrsanschauung  205, 235, 301 
Verordnung über Betriebsstilllegungen und 

Arbeitsstreckung 31−34 
Verschmelzung  284, 286 f., 288 f., 291 
Vertrag über die Europäische Union  86 f., 

90 
Vertrag von Amsterdam  91, 275, 285, 366 

Fn. 1093 
Vertragstheorie  194, 199 f. 

Vertrauensrat  45, 146, 176 
Verwaltung  11 f., 14−16, 39, 42 f., 88, 

121 f., 403 f. 
virksomhed  96, 98 f., 106, 148, 289 f. 
Volksgemeinschaft  44, 189, 215 
Volkswirtschaft  25, 29, 34, 36, 64 Fn. 330, 

222, 250, 252 f., 404 
Vorabentscheidungsverfahren, 

Zweck  115 f., 133−136, 348, 402 f., 
406 

Vorher-nachher-Betrachtung  307 f., 374, 
401 

Vorlagefrage  107, 110−116, 121−125, 
294 f., 324, 344, 373, 380, 406 

 
Watson Rask  330 f. 
Wechselwirkung zwischen deutscher und 

europäischer Rechtsordnung  272, 
305−307, 322, 365 

Weimarer Republik  6, 25, 47 f., 143, 
146 f., 165, 172 f., 356, 404 f., 408 f. 

Weiterbeschäftigung  
– ~ i. S. d. Betriebsübergangs  166, 173, 

176, 181, 277, 316 
– ~ i. S. d. Massenentlassung  8, 32, 60 
Wertschöpfung  253, 396 f. 
Wet Lease  390−395 
Wettbewerb im Gemeinsamen 

Markt  67−70, 273 f., 276, 280, 284, 
368, 411 

Widerspruchsrecht  184 f., 204, 247−250, 
269, 270, 286, 370, 409 

Wille, gesetzgeberischer  50 f., 147, 251, 
259 f. 

Wirtschafts- und Sozialausschuss  73−78, 
82, 105, 151, 281−283, 340−342, 406 

Wirtschaftskrise  6, 31 
Woolworths  119 f.  
Würdigung, tatrichterliche  179 f., 301, 

355, 399, 408 
 
Zuordnung zu einem Betrieb 
– faktische ~  392 f. 
– formelle ~  392 
Zweiter Weltkrieg  194 f., 216 

 


	Cover
	Titel
	Vorwort��������������
	Inhaltsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis��������������������������
	Abkürzungsverzeichnis����������������������������
	Kapitel 1: Einführung����������������������������
	A. Untersuchungsgegenstand und Erkenntnisinteresse���������������������������������������������������������
	B. Gang der Untersuchung�������������������������������

	Kapitel 2: Betriebsbegriffe im Massenentlassungsrecht������������������������������������������������������������
	A. Die Entwicklung des Betriebsbegriffs im deutschen Massenentlassungsrecht����������������������������������������������������������������������������������
	I. Maßnahmen der Reichsregierung in den frühen 1920er Jahren�������������������������������������������������������������������
	1. Demobilmachungsverordnung: Kurzarbeit statt Massenentlassung����������������������������������������������������������������������
	a) Betriebsbegriff der Demobilmachungsverordnung�������������������������������������������������������
	aa) Arbeiter und Angestellte�����������������������������������





	Sachregister�������������������


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


